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ÜBERBLICK BER DEN EGENWARTIGE DER NAN=
ZLELLEN LEISTUNGEN DES STAATES ID ORDENSSCHULEN

In der Bundesrepublik CS die Kulturhoheit be]l den Ländern. Jedes
Land regelt die Schuliragen in eigener Verantwortung. In den meisten
deutschen Läandern besteht inzwischen auch eın Privatschulgesetz, oder
doch 1m Rahmen e1ınes allgemeıinen Schulgesetzes iıne Regelung Ta die
Privatschulen. Im Grundsätzlichen bestehen in den einzelnen Ländern
keine großen Unterschlede Die Unterschilede bestehen vielmehr über-
wiegend ın der Finanzlerung. Hıer bereiten oIit schon die gesetzlichen
Formulierungen Schwlerigkeiten, we1ıl S1e nıcht klar erkennen Jassen, w as
denn der Privatschule finanziell zukomme. Diese rage aber ıist 1n der
Praxis VON schwerwiegender Bedeutung. Eiınem prıvaten Unterhaltsträ-
ger i1st heute iıcht mehr möglıch, eine Schule ohne staatlıche Subven-
tion Z betreiben. Dies hat auch Bundesverfassungsrichter Professor Dr

Geiger ın seinem Reiferat „Die verfassungsrechtlichen Grundlagen
des Verhältnisses VO  - Schule und Staat“ dargelegt, welches 1n der
Kath kademie üunchen gehalten haät rofessor Gelger hat 1ın der
Arbeitsgemeinschaft der erbande gememınnutzıger Privatschulen 1mM Herbhst
1960 eın weıteres Refiferat gehalten: „Privatschulsubvention un
Grundgesetz“ (veröffentlicht ın „Recht und Wirtschaft der Schule
uın 1961, Hermann Luchterhand- Verlag).
Die Verhältnisse ın den einzelnen Läandern sınd eiwa olgende:

dessen Privatschulgesetz VO  _ 1956 hat iıne
rhöhung der Zuschüsse vorgesehen. el wurde allerdings einem
starren Zuschußsystem festgehalten, W.as dıe nachteilıge Wiırkung hatte,
daß die Zuschüsse sich nıcht den steigenden Ausgaben, VOT allem den Per-
sonalausgaben anpaßten. Manche Schulen gerleten damit den Rand
der kKxistenzmöglichkeıit. Den Bemühungen der erbande ist chließ-
ıch gelungen, eın gleitendes Zuschußsystem erreichen, welches sich den
steigenden Bedürfnissen anpaßt. Gegenwärtig beträgt der Zuschuß in
Baden-Württemberg PTrO Schüler etwa IdI,— 1m Schuljahr.
Die Keifeprüfung der Privatschule 1st derjenigen der öffentlichen Schule
och nıcht gleichgestellt: wird immer eın staatlıcher Prüfungskom-
mı1ıssar bestellt Es wird angestrebt, daß auch der Leiter der Privatschule
berechtigt eın soll, der Prüfung vorzustehen. Diesbezüglich besteht 1n
den Ländern allerdings ıne verschiedene egelun In einzelnen 1an-
dern wird für die Reifeprüfung bel sämtlichen, auch den staatlichen
Schulen, eın staatlıcher Kommissar aufgestellt: 1er reilich annn auch
die Privatschule nıicht anders behandelt werden. In den melsten Ländern
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aber wırd eın Kommissar nNnUur 1Ur die Privatischulen, nıcht 11a die Ofifent-
iıche chule estie e1 allerdings wırd gelegentlich der Leıiter einer
benachbarten ule A Kommi1issar oder ZUuU Vertreter des Kommıis-
Sars esie diese nachteilıge egelun wird angestrebt, daß die

Leitung der Reifeprüfung dem orstan der Privatschule übertragen
werde.
Schwierigkeiten bereitet 1ın Baden-Württemberg dıe Altersversorgung der
weltlichen Lehrkräfte; denn die Privatschule muß tUur jeden Lehrer eine
Versicherung bschließen Wenn eın Lehrer wenigstens Jahre ang
Wochenstunden unterrichtet Rat. übernımmt der aa eLwa wWwel Drittel
der Versorgung. Von diesen AT Dritteln erhnhalten die Ordensleute 70 %o
ine derartige Versorgung VO  ‘ Ordenslehrkräften iıst ıcht ın en Lan-
dern vorgesehen. Es ist immerhın beachtlich, daß ın Baden-Württemberg
Jangjährig ätıg Ordenskraäfite ach ihrer Zurruheseizung mi1t
einer Pensionszahlun eltens des Staates rechnen können.
Lehrer Oöffentli  er Schulen, Staatsbeamte, können In Baden-Wüurt-
emberg die Privatschule beurlaubt werden. e des allgemeınen
Lehrermangels allerdings ist diese Möglichkeit nicht sehr ktuell

I a : ler gilt das Privatschulleistungsgesetz VO Juli 1960 Die-
SS komplizierte Gesetz ıll einerseıts den Privatschulen dıe X1IStTeEeNZ —

möglichen, andererselts aber die staatlıche Finanzkrafit schonen. Die Lel-
stungen des Staates siınd nunmehr ohl eLwas höher geworden. Zunächst
wiıird ein Betriebszuschuß gewährt In e1ınem besonderen Berechnungs-
system werden eiwa COr der Personalkosten aufgebracht. Da dieser Z.11=-
schuß icht ausreichend 1S£, kann HP eıiınen Ausgleichsbetrag erganzt
werden. Betriebszuschuß plus Ausgleichsbetrag dürfen jedoch 85 A der
Personalkosten iıcht überstelgen. Der Ausgleichsbetra wurde bisher mi1t%
einer gewlssen Willkür errechnet; eıne gerechtere Verteilung soll jedoch
nunmehr ach dem Privatschulleistungsgesetz erfolgen
Die Altersversorgun der weltliıchen Lehrkräfte ist In Bayern anders als
in den übrigen Ländern geregelt: d1ie Bischöfe Bay-e'rn_s en die ıche-
rung dieser Versorgung übernommen Jedoch gibt auch der aa einen
Zuschuß ZU  H Versorgung der weltlichen Lehrer Wenn eın Lehrer VOT dem
45 Lebensjahr ın den Privatschuldienst eingetreten ist, uübernimmt der
Staat 510 der Altersversorgung. Die andere Haälfte hat die Schule
tragen bzw wird VOonNn itteln der Bischofskonfierenz aufgebracht erden

der Ordenss  ule Lehrkräfte AUS dem öffentlichen Schuldienst beschä{f-
tıgt W 9aS möglich ist dann mussen außer dem Gehalt für diese Lieh-
Ter noch Ün der Bruttobeträge den Staat AA  — Sicherung der Alters-
versorgung abgeführt werden.
Hessen: Die SPD-Regı:erung Hessens ist ausgesprochen privatschul-
eın Darum hat S1e sıch Dıs heute geweilgert, nennenswerte finan-
zielle uschüsse Privatschulen eisten. W.ar besteht ein Privatschul-
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gesetz, welches auch dıe Zuschußpflicht anerkennt; doch fehlt jede kkon-
reie egelung über diıese uschusse. Sicherlich Z Leidwesen der in
essen Regierenden bestehen ort viele Ordensschulen, VOLFr em Mad-

chenschulen. Die Arbeitsgemeinscha{it der Ordensschulen bemüuht sıch,
größere Zuschüsse erlangen. Nachdem Professor Geiger ın seinem
oben erwähnten Referat „Privatschulsubvention und Grundgesetz“ mıiıt

guten Gründen dargetan hat, daß eın Kand, welches sich weıgert,
nennenswerte Zuschüsse eısten, Verfassungsklage angestrengt MI -

den könne, cheınt man in essen einem Privatschulfinanzl]erungsge-
sSeiz entschlossen se1n. Es sol1l vorgesehen Se1N, daß der Staat den Pri1ı-

vatschulen 0, des Personalaufwandes erstatte Damiıit ware immerhın
schon 1e1 mehr geleistet als bisher uschusse allerdings sollen nu jene
Schulen erhalten, die in die Liste der förderungswürdigen Schulen auf-

ge  n worden sind. allerdings jene Schulen, die ausschließlich ;D Be

den OÖrdensnachwuchs bestimmt sSind, VO aa als förderungswürdige
Privatschulen anerkannt werden, iıst noch unsicher. Wır mussen natürlich
geltend machen, daß auch diese reinen Ordensnachwuchsschulen schon
deswegen förderungswürdig sind, weil S1Ee Missionare ausbilden. dıe 1Nns
Ausland en; schließlich darf der aa 1er auch d1ie andere Tatsache
nıcht übersehen, daß der größere Teıil dieser Schüler ja al nicht ın den
klösterlichen Verband eintritt, sondern SC  1e  ıch eben doch fur dıe A

gemeinheit ausgebildet wird. Gesetzlich ıst bisher noch nıchts festgelegt;
das eplante esetz muß och abgewartet werden.

n ı 1ler annn das Zuschußsystem nıcht befrl]edigen;
denn der Zuschuß wird ach Klassen berechnet, und WarLr nıcht nach
wıirkliıchen Klassen, sondern ach jener Zahl VO Klassen, die sıch Aaus

einer Meßzahl VonNn 4() errechnet. ıs wird a31S0 dıe Gesamtzah! der Schüler
durch geteilt für jede errechnete Klasse wırd e1n bestimmter A
schulßlisatz bezahlt Bekanntliıch ist heute die oberste Meßzahl Ür die
Unterstufe, TUr die Mittelstu{e, Z fur die berstufe | S ist ja unmog-
lıch, ın elıner Oberklasse 40 Schüler haben Die Klassen der Oberstufe
aber sind dıe teuersten (Gerade S1e werden jedoch in Rheinland-Pfalz
schlechtesten bedacht. Die Reglerung hat sich inzwiıischen bereıt erklärt,
die Prıyatschulfinanzl]ıerung verbessern. Nach Absprache miıt den
bischöflichen chuldezernenten VOoO  @; Trier, Speyer und alnz, mıiıt der
Schulzentrale ın oln und miıt nNnserenı Vertreter Antpöhler-Nieder-
lahnstein) ist eın entsprechender Entwurtf ausgearbeitet und beım nier-
richtsmiıin1ısterı1um eingereicht worden. ES ist vorgeschlagen worden, dalß
dle MeMßzahl auftf 30 gesenkt werde. SO War Ja 3 ursprünglichen Entwurf
schon vorgesehen. Es ist auch nachgewilesen worden, dalß nirgendwo
öffentlichen Oder Privatschulen die eßzahl 0001 Durchschnitt erreicht
werden kann; nachdem die ursprüngliche Absicht des Gesetzgebers V  „
75 Cr der Personalkosten der Privatschulen erstattien, könnte d1es durch
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ıne enkun der Meßßzahl ungefähr erreicht werden. In Rheinland-Pfalz
besteht, ebenso WwW1€e übrıgens auch ın essen, Unklarheit hinsichtlich der
Erstatiung des chulgeldes. Dıie melsten Läander gewähren heute chul-
geldfreiheıit. Damıiıt sollen doch die Eltern entlastet und gefördert, kel-
NnNESWESS aber die Schulen belastet werden. Deshalb müßte der chule das
Schulgeld, das nunmehr ausia VO Staat erstattet werden. So geschieht

anstandslos ın Nordrhein-Westfalen: die 1er gewährte Schulgeld-
erstattung berührt den eigentlichen Unterhaltszuschuß ıcht. Erstattet
werden O7  /C des errechneten Schulgeldes, womıt INla  z einverstanden sein
kann, da ja auch früher schon die restlichen U wegscn (Geschwister-
ermäßigu un Freistellen entfelen. Auf diese Weise fallen für dıe
Schule durch die Schulgeldfreiheit keine Eınnahmen aus Schulgelderstat-
tung TYTEeNUNC| ist nlıemals Zuschuß dıe Priıvatschule. Denn S1e wiıird ja
jeder, der öffentlichen und der prıvaten Schule gewäahrt Es ann darum
nıcht hingenommen werden, WeNnNn ın Rheinland-Pfalz un auch iın Hes-
Se[M der echte Zuschulß und dıe chulgelderstattung immer miteinander
verquickt werden. Es wird er ın Rheinland-Pfalz erstire da das
Schulgeld ın der ohe erstattet werde, ın der erlassen wird.

ler besteht och eın Privatschulgesetz. Verhandlungen
SInd se1it Jahren 1m an Zum ersten Entwurf haben Ww1r Bedenken g_
außert und Vorschläge gemacht, die Z el dann auch berücksichtigt
worden eın sollen. Im Juni 1961 ist der Entwuri des Privatschulgesetzes
dem Landtag zugeleitet worden. Der Entwurtf lehnt sich 1M Grundsätz-
liıchen das Gesetz VO Rheinland-Pfalz Alis Zuschußverfahren ist
das ın Nordrhein-Westfialen bestehende Defizitdeckungsverfahren g_.
währt worden. uberdem sınd och einıge Besonderheiten vorgesehen:
der Miniıster annn den KErsatzschulen auf ntrag staatlıche Lehrer untier
Fortzahlung der Dienstbezüge ZUuU  an Dienstleistung zuwelsen; die Lehrer
werden 1m Benehmen m11 dem chulträger, unter Berücksichtigung des
Charakters der chule, ausgewählt des Entwurfes regelt die Oraus-
setzungen IUr dıe staatlıche Finanzhilfife diese wird gewährt, die
Privatschule a) aui gemeinnütziger Grundlage arbeitet un das Offent-
1C| Schulwesen entlastet; ob diese Voraussetzungen gegeben sind, ent-
cheidet der iınıster iUÜr s ultus, Unterricht und Volksbildung; soweilt bel
Inkrafttreten des (‚esetzes Ersatzschulen bereits staatlich anerkannt sind,
weiıl S1e das Offentliche Schulwesen entlasten, gılt die Voraussetzung für
Finanzhilfe als r{üullt ($ 37) Nach 2 wiıird die staatliche Finanzhıilie
etwa w1ıe M Nordrhein-Westfalen gewährt Ordenslehrkräfte erhalten
70 V des jeweiligen Durchschnittsgehaltes einer vergleichbaren Offent-
lıchen Lehrkraft: Der Schulträger hat e der fortdauernden usgaben
der Ersatzschule als Eigenleistung aufzubringen.

1m „Ersten Gesetz /ABEN Ordnung des chul-
vesens 1m Land Nordrhein-Westialen‘ VUÜ 1952 ıst der Abschnıitt
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miıt den S SO  J  s den Privatschulen gewldmet., In diesem Land, dem 1n
zıgen VO en Bundesländern, ist der nNnspruc der Privatschulen aul
Zuschuß sa ın der Verfassung grundgelegt; 1n allen anderen Ländern
wird diese rage höchstens VO eseizen behandelt des Schulgeset-
VÄHS regelt d1e Zuschußfrage 1mM allgemeinen lesbezüglich wurde NUu

VO Landtag Nordrhein-Westfalen 1961 ein eilgenes Ersatzschul-
finanzlıerungsgesetz verabschiedet, welches die bisher Schon güunstıge Re-
gelung gesetzlich fixierte und ın einıgen Punkten, ın enen noch Wuün-
sche offen standen, auch Verbesserungen brachte
Eıiıner dieser Punkte War dıe Eigenleistung. In dem Zn Schulgesetz VO  —

1952 ergangenen Ausführungserlaß War vorgesehen, daß dıe Schule eciwa
ihrer Ausgaben a1s Eigenleistun au  rıngen csollte. Dıiese Eigenlei-

stung War ursprunglıch gar nicht eplant un n iıhrer Hnanzlellen AUS-
wirkung nıcht durchkalkuliıer und durc.  erechnet, Was sollte /(
Eiıgenleistun bedeuten? Die Eıgenleistun etirı nämlich die gesamten,
31S0 dıe Personal- und Sachkosten. Für manche Schulen ergeben sich 1er
außerordentliche Summen, zumal ja die Einnahmen der chule auf die
usgaben verrechnet werden. Bel den klösterlichen Schulen hat der
Schulträger keine Einnahmen durch die Schule: die Gehälter der Ordens-
lehrkräfte en als Einnahme die klösterliche Hauskasse. Diese (ze-
hälter also, vermiıindert dlie Kiıgenleistung, bılden die eigentliche Eın-
nahme des Hauses. Wenn eine Schule nu och wenig Ordenslehrkräfte
hat, w1ıe das vielfach der all 1st, übersteigt csehr leicht die Eigenleistung
die Einnahme durch die Lehrergehälter Dann ist auch nıchts Inmehr VOI:-

handen, womıt die Eigenleistung aufgebracht werden zönnte. — Ya ME

Gesetz VO  e 1961 s]ıeht NUu. olgende Regelung VOR: auf Ale Eıgenleistun
15 werden angerechnet: die Bereıitstellung der Schulräume miıt

o dıie Bereitstellung der Schuleinrichtung miıt -  D ierfür nicht
Miet- und Pachtzinsen oder ahnnlıche Vergut  en 1 Haushaltsplan VCEI-

ans s1ind. Wenn e1N Schulträger also iür ıe Schule das Gebäude un
die Einrıchtung tellt, hat bereits ,  Q (% der Eigenleistung erbracht;
hat dann TE  — mehr O erbringen, die bei besonderer Bedürfitigkeit
ıs auf C esenkt werden können: weıterer Nachlaß iıst allerdings ıcht
mehr möglich
In diesem Zusammenhang muß eın Wort ber d1e Laljıenlehrkraite unse-

Ter Schulen gesagt werden: ist Schulleitern und Ordensoberen nıcht
hinreichend bekannt, daß se1t 1960 1n Nordrhein-Westfalen eın Beamten-
gesetz besteht, weiches auch die Beamtenlaufbahn regelt Den Assessoren
ist zugesichert, daß sS1e ach drel Jahren, Wenn sıe Beamte auftf Probe
Waren, Recht auf Anstellung en Wenn das nıcht auch ÖOÖrdensschuü-
len g1lt, werden WI1r keine AÄAssessoren mehr bekommen Praktisch Wird
das heute folgendermaßen gemacht eın AÄAssessor i1ne Privat-
schule geht, wird auf seinen ntrag VO  ® seiner Schulbehörde zunächst
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aur eın Jahr beurlaubt Fur eın welteres Jahr kann eine zweıte Beurlau-
bung erfolgen; die dritte Beurlaubung jedoch NUur fur eın halbes Jahr
Dıie chule muß sıch ann entscheıiden, ob S1Ee dem AÄAssessor eine Plan-
stelle gibt oder nacht, un der Ässessor mMu sıch entscheiden, ob gehen
OoOder bleiben adı Wiırd der Assessor VO  - der Ordensschule nıcht ehal-
ten oder 114 dieser iıcht bleiben, dann hat der Direktor der öffentlı  en
Schule, der ihn hernach anstellt, gleichermaßen das Recht, ıhn auf e1n
halbes Jahr erproben. kın Ässessor ann also höchstens zweleinhalb
Jahre eıne Privatschule beurlaubt werden, dann muß der Verirag auf
einNne Planstellun abgeschlossen werden Soweit muß und ann Ina sıch
ach zweleiınhalbjähriger kEKrprobung klar Se1IN.
In Abs des Ersatzschulfinanzierungsgesetzes el „Vier Fünftel
der hauptberuflichen Lehrkräfte Ersatzschulen sollen Planstelleninha-
ber Se1INn.  6 uberdem ist 1ın der 508 Laufbahnverordnung des Beamtenge-
seitizes vorgesehen, daß 95 %. der Stellen SOg B-Stellen, Oberratsstellen, sind.
uch diese Stellen mMmussen d1ıe Ordensschulen entsprechend besetzen. Die be-
treffenden ollegen erhalten elıne spurbare Gehaltserhöhung. Es 1st ıcht
empfehlenswert, diese Stellen vornehmlich mıiıt Ordenslehrkräften De-
setizen. Indem INa  ® Sie Lalilen zuwelst, so1l INa  3 versuchen, diese Lalen
die Ordenss  ule bınden An Mädchenschulen soll S vorkom-
INnen, daß INa Ordensschwestern ohne volles Examen auf Planstellen
setzt! el hat TÜr die Vergütiung Von Ordenslehrkräften keine Be-
deutung, ob S1C auf Planstellen eingewlesen S1INd oder nıcht S1e erhalten
nämlich TU  I O des Durchschnittsgehaltes der Dienstaltersstufe, die
ihrer Ausbildung entspricht. Wer also das VOo Staatsexamen oder das
Realschullehrerexamen haft, annn während der anzen Tätigkeit der
Schule immer NUur die gleiche Summe der Gehaltsstufe 13 oder 1
erhalten. Man ann also die Bezüge nıcht adurch vermehren, daß INan

ıne Ordenslehrkraft auf e1ıNe Planstelle SEIZ Daher ist es auch nıcht
klug, Planstellen m1 solchen Krätften blockieren, die nıicht einmal voll
den Anforderungen genügen und dem Orden finanziell auch gar nicht
mehr einbringen können. Jleimenr sollte man alles versuchen, die TLieh-
rerstellen den Privatschulen anziehend machen. Das Gesetz bietet
ın Nordrhein-Westfalen dazu reiche Möglic  el a  es, W as der Beamte
erhält, ann der Lehrer auch be1i der Ordensschule bekommen. Und er

bekommt auch mi1t einer einzigen Ausnahme: sind die Baukosten-
zuschuüsse fuür den Bau VON Eigenheimen Nun ist S allerdings auch 1ı1er
S  9 daß der Landesbeamte keinen Rechtsanspruch auf eınen olchen Z
SC hat Dieser annn vielmehr, ach Maßgabe der vorhandenen ittel,
gewährt werden. ber ist Nnu einmal S' daß die Jungen Leute mOög-
lıchst bald 21n Haus bauen wollen. Darum sollte Ina sıch einma! über-
egen, Ww1e weiıt die Orden ihren Laienlehrkräften bel der Erfüllung die-
SS Wunsches helfen zönnen. Auf elner Tagung der Laj:jenlehrer der Priı-
vatschulen 1 Philologenverband VONn Nordrhein-Westfalen, - welche VOTL
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ingsten 961 Düsseldorf stattfand, War wlieder e1ıner der Hauptstreit-
punkte die rage dieser Baukostenzuschüsse. Man wollte erreichen, daß
1m Ersatzschulfinanzierungsgesetz der Kechtsanspruch auf einen solchen
Zuschuß verbrieft würde. Dies aber ıst nicht möglıch, we1ll Ja dann d1e
Lehrer der Privatschulen gegenuüuber den Lehrern der öifentlichen Schu-
len bevorzugt waren; letztere haben näamlich keinen Kechtsanspruch.
Diesbezüglich mussen die Schulunterhaltsträger sehen, w1e S1e mıiıt ilhren
Lalenlehrkräften zurechtkommen. Wenn e1Nn Orden dazu ın der Lage 1st,
soll er mıiıt Baukostenzuschüssen helfen Man kann auch auf die prak-
tische else machen, da Inan eıner Bausparkasse beitritt;: annn sSınd die
Summen für den en eichter erschwinglich; anrlıc. ıst nNnu e1ine be-
timmte kleinere Summe aufzubringen und die welıtleren Raten können
abbezahlt werden, Wenn das Haus gebaut ıst.
ıne Neuerung des Ersatzschulfinanzierungsgesetzes ist die Altersversor-
gun g der OÖrdenslehrkräfte Die erforderlichen Ausführungsbestimmun-
gen fehlen och Die Dur  ührung wird nıcht infach Se1N, weil g_
rade bei den maäannlichen Ordenslehrkräften vielfach vorkommt(t, daß s1e
AUS ihrer Schultätigkeit abberufen un ım en anderweitig eingesetzt
werden. Wie werden dann die Versorgungsansprüche geregelt? ıne WEe1-
tere Schwierigkeit ergibt sıch daraus, daß Ordenspriester Ure ihr dop-
peltes Studium, das der Theologie und das der Philologie, beim AIrı
der Lehrtätigkeit viel alter sind als andere Lehrer S1e können also die
normalen Dienstjahre n1ıe erreichen. Diesbezüglich werden noch Klärun-
€ eriolgen mussen.
In Nordrhein-Westfalen ist nunmehr auch d1e se1t Jahren imMmer W1e-
der erorterte — Frage der Altersgrenze erege Der Staat ist ımmer DC=-
neigt, die Privatschule eıch der Offentlichen Schule ehandeln Wır
haben uns aber imMmmer dagegen gewehrt, daß Ww1r als Ordensleute und
daß auch Sere Laienlehrer, die ja alle keine Beamte sind, VO  S} den Be-
stimmungen der Altersgrenze erfaßt werden. Vom Justitiar des Beamten-
bundes wurde e1n eıgenes Gutachten erholt, welches die Auffassung bestä-
Ligt hat Dienstvertrag mıiıt den Lalıenlehrern ist eın Zivilvertirag,
gleich W1E ıhn eLwa die Industrie miıt ihren Angesteliten abschließt; be-
steht also eın Beamtenverhältnis. Dieser Auffassung hat Sich nunmehr
auch das Ministerium angeschlossen un erklärt, dal {Ur dıe Ordenslehr-
kräfite und fur die alenlenrer Privatschulen ıne Altersgrenze nıcht
besteht Voraussetzung ist naturlıch ın jedem Falle Obere mOögen das
bitte beachten! dal der Lehrer noch dienstfähig ist. Man kann ıne (Qr>
denslehrkraft icht mehr 1n der Schule beschäftigen, Ta vielleicht
och das ehalt bezıehen, wenn diese iıcht mehr ahig ST einen
entlichen Unterricht erteilen. Von dem Oobersten Grundsatz der
Dienstfähigkeit so1] N1C| abgegangen werden, damıt die gunstige Rege-
Jung, die uns keine Altersgrenze auferlegt, nıcht gefährdet werde.
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Niedersachsen: seıit einıgen Jahren besteht auch ler C111 Privat-

schulgesetz, welches keineswegs unguünstig ist. iıne Klausel allerdings
ist ler ausgesprochen unerfreulich: eiNne neugegründete Privatschule be-
omm fünf Jahre ang keıine Zuschüsse. Es 1st a1so gewissermaßen OS

Durststrecke eingeschaltet, innerhal der sich die Lebenskrait der Privat-

schule ZeIBEN soll Praktisch wird 1er allerdings E1iINEC Neugründung fast

unmöglich gemacht

11 AUF DIE VERTRAGSGESTALTUNG
Wir leben, WIC 1Nna.  b sagt prozeßfreudigen eit Da i1st beson-
ders dringliıch durch die Gestaltung klareı Vertragsverhältnısse spateren
Streitigkeiten vorzubeugen Auch ler gilt orbeugen 1st besser als He1i-
len Wiır en eshalb etzter e1t eiIN1ISE Vertragsentwürfe ausgear-
beitet
Mıt urıstiten der bischöilichen entfirale TTr Ordensschulen en
WILr zunächst S entworien der mıi1t jedem Schuüu-
ler ZW dessen Erziehungsberechtigten abzuschließen ıst Den Privatschu-
len wird dringend geraäten, solche ertrage abzuschli  en Die Gerichte
seizen denn auch derartıge ertrage VOTLaus In der Zeitschri eC|
un Wirtschafit der Sc' 1961 eft 175 151 esen

Zusatz betreffend Privatschulen
Diıe vorstehenden Ausführungen beziehen sich auf den Normalfall
der öffentlichen chule Besucht der Schüler EiINeE Privatschule, gel-
ten für die Beteiligung der Schule Jugendstrafverfahren un:
die Mitteilungen die gleichen Grundsätze WIC für die öffentlichen
Schulen i1ne abweichende Stellungnahme dürifite jedoch der Ver-
weisungsiIrage veranlaßt sSelin ach allgemeınen schulrechtlichen
Grundsätzen steht der Privatschule das eC| der ireien Schüler-
ahl Es besagt daß die Privatschule Abweichung VOINl den
Auslese- und Versetzungsgrundsätzen der öffentlichen Schulen
Schuüler aufnehmen dari Sowelt S1e aus erzieherischen Gründen
verantworten kann, un: dalß ihr Schüler icht ihren ıllen
zZugew1e5SEe werden können Dem entspricht das Recht der Privat-
schule sich den (Grenzen des m11 dem Erziehungsberechtigten
abgeschlossenen Schulvertrages CcChulers entledigen kön-
Ne  — Es handelt sıch hierbel um keine öffentlich-rechtliche Verwel-
SUNg VO  $ der chule Urc rechtsgestaltenden Verwaltungsakt SONMN-

dern e1Nn prıvates Rechtsgeschäft (Kündigung), dessen echts-
wirksamkeıt erforderlichenfall T der Zivilrıchter nachprüfen
ann

Wır ho{ffen, der nachsien der Ordenskorrespondenz einige
Vertragsmuster fur NSere Ordensschulen un Internate abdrucken KOönNn-
Ne.  —$ (Anmerkung der Schriftleitung).
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iıne UNSererTr Ordensschulen War 1 den etzten Jahren ın einen Prozeli
verwickelt, der bis ZU— Oberverwaltungsgericht ging 1eses hat iın seinem
rteıl gerade auf den Schulverir ezu genomMmMen, indem erklärte,
daß die betreffende Privatschule auf rTrun: des Schulvertrages berechtigt
WAafl, den Schüler VOon der Anstalt verwelısen.
Natürlich muß e1Nn Vertirag hieb- und stichiest Se1IN. E1N Entwurti ist qallen
Schulleitern Von Ordensschulen zugegangse Im Schulvertra soll unbe-
ing der atz stehen: NM dem SC dieses Vertrages erkennen die
Schüler un deren Eltern die Haus- und chulordnung als VvVverbın  ich
an
Außer dem Schulvertra en WI1r noch eine eigene h
entworfen, die allerdiıngs den jeweilligen ortlıchen Verhältnissen 4ANZ

pPasSsen ist
uberdem gibt ın jeder Schule och eıne @ . die
gleichfalls Schrı  1C festgelegt eın sollte.
uberdem en WI1r eınen entsprechenden
vorgesehen. Unsere Internate sıind derart verschieden, daß der ertrags-
entwurtf Nnu die wesentlichen Punkte berühren konnte. Es gıbt Internate,
die nıcht miıt eiıner Schule verbunden Sind, deren öglınge vielmehr
Oiientilıche Schulen besuchen Es gibt Ordensinternate miıt Schulen, qußer-
dem noch d1ie berufsirelien Internate mmer empfiehlt sich, mıiıt den
Eltern eiınen entsprechenden Internatsvertrag abzuschließen, jeder
Schwierigkeit bel einer Entlassung aus dem Wege gehen
Von großer Wichtigkeit Sind die dıe miıt den
Lehrern abgeschlossen werden. Das Kultusministerium VO  P Nordrhein-
W estfalen hat uns VOTr ein1ıger eıit ECUe Entwürfife zugehen lassen, die
den inzwıschen erlassenen Gesetzen angepa S1Nd. Wir haben diese Ent-
wurifie außerdem och auf NSere katholischen Verhältnisse abstiımmen
muüssen, damıt P nOLLIAUS einem Lehrer auch dann gekundiıgt werden
kann, Wenn ä SEe1INEFKF- laubenseinstellung oder ın seınem sittlichen
Verhalten mi1t der Tendenz unseTer Schulen nicht mehr IM inklang ıst.

D CHULPADAGOGISCHE FRAGEN
In Gemeinscha{fitsarbeit haben Wır VOL eini1gen Jahren ehrpläne 1ur A1e
ÖOrdensschulen ausgearbeitet, unter maßgeblicher Beteilıgun des eN-
wärtigen Vorsitzenden der Vereinigung höherer Ordensoberer 1n Deutsch-
land, des Provinzlal Heinrich Hack CSSpP. der speziell den Plan ür
Deutsch ausgearbeitet hat Wiederholt ıst unNns Nn1C. Sanz unrecht

der Vorwurti gemacht worden, NSeIe katholischen Privatschulen se]en
weitgehend eın Abklatsch der öffentlichen Schulen und zeigten kein SE
ziNsch katholisches Gepräge Um das Katholische, soweıt möglich 1st,
ohne Gewaltsamkeit AA Geltung bringen, sınd ın Fachkommissionen,



denen Vertreter verschliedener en zugehören, ane ausgearbeitet
worden. 1ese sollen zunächst erprobt un nachher erneut beraten WEeTr-

den
Als der für die Schulen beauftragte Vertreter der Fuldaer Bischofskon{e-
renNnzZ, Bischof Dr Pohlschneider, achen, sich VOT einigen Jahren darum
bemühte, d1ie katholischen Privatschulen zusammenzuschließen,
wurde der „Arbeitskreıs für katholische irele (private) Schulen gegruün-
det. Die Mitglieder wurden durch xzellenz Pohlschne1i1der berufifen. Vor-
sitzender ist Domkapıtular Dr Hubert Fischer, unchen, der auch Vor-
sitzender der bayerischen Schulkonferenz ist. uberdem ehören dem
Arbeitskreis olgende Mitglieder
Oberrechtsrat Dr Paul es  OLITL, Bis  Olilıche Ordensschulzentrale, öln
Generalsekretär Dr OSEe Flesch SSr öln
Generalvikariatsrat ertz, unster (Vorsitzender des inzwischen gegrun-
deten erbandes der kath Privatschulen, die nıcht Ordensschulen sn
Direktorin ST ohanna Dominica, Bad Godesberg
Direktorin Theresia, Hannover
Oberstudiendirektor o  e Gaesdonck

Hubert Becher SJ München
0SEe Adamek SJIE, St Blasien

Dırektor Dr Stephan challer OSB,
Direktor Wilhelm Baum)ohann CSSp., Knechtsteden.
Dieser Arbeitskreis trıtt e1N- bis zweımal Im Jahr und hat die
Auf{fgabe, die einzelinen Fächer iur qalle katholis:  en Privatschulen noch
einmal durchzuarbeiten un den Planen e1Nn katholis:  es Gepräge g_
ben Bis jetzt wurden bearbeitet die usische Erziehung noch nicht aD=-
geschlossen) und der Geschichtsunterricht. Im Herbst 1960 wurde einNe
Geschichtslehrertagung unsSseTer Privatschulen ın ürzburg abgehalten,
welche uUNnseren Lehrern die edanken einer kathaolis  en Geschichtsauf-
Tassung vermitteln sollte. Es ıst wichtig, da die Themen, die 1mM kleinen
Gremium des Arbeitskreises besprochen werden, in den Schulen Z  — A us-
wirkung kommen. Das aber ist nicht der Fall, ın der bisherigen
Weise weitergearbeitet WITrd. Es ıst vorgesehen, daß eın hauptberuflicher
ädagoge iür diesen Arbeitskreis wird, der dann 3Tre die
Lande ziehen un den einzelnen Schulen Oder ın den einzelnen Beziır-
ken den Lehrern der Privatschulen durch sSeine orträge die edan-
ken und Anschauungen ahe bringen soll, die der Arbeitskreis erarbeitet
hat Wır können nicht verkennen, daß Laien weitgehend VON den welt-
anschaulich neutralen Unıversitäten kommen. eım besten iıllen ist
ihnen Itmals ın manchen Fragen die katholische nschauung unbekannt.
Die emühung, S1e damıiıt ekannt machen, muß intens1viert werden.



Ungeklärt ist noch dıe ra  e der Finanzıerung dieses Arbeitskreises. Wır
sind War gerufen, in keiıner Weise aber ist darüber gesprochen worden,
W1e die Unkosten gedeckt werden können, dıe den einzelnen Mitgliedern
oder dem Arbeitskreis entstehen Reisen, Honorare für Fachreferenten).
Auf Ersuchen scheınt nunmehr die AÄussicht bestehen, daß die
Fuldaer Bischofskonferenz aiur ıne Summe ausSSetz

Der Arbeitskreis freilich arbeitet angsam on seit Sommer 1960 ıst
nıcht mehr zusammenge(tireiten. Inzwıschen ist eın Problem ezüg-
ıch der Lehrpläne aufgetaucht: die deutschen Kultusminister haben ıne
Vereinbarung über die „Auflockerung der berstufe getroffen Damit
befaßt Sıch ja der SOg „Saarbrückener Rahmenplan“, Von dem WI1Tr HOf=
fen, daß ın dlieser orm nicht verwirklicht werde Vorgesehen 1St, dalß
dıe ahl der Unterrichtsgebiete beschränkt werde, daß 88} den verbleiben-
den Gebieten die Lehrstoffe durch paradigmatische Auswahl und ure
Bildung VO Schwerpunkten vereinfacht werden, da (3 Pflichtfächer ın SoOß
Wahlpflichtfächer umgewandelt werden da (3 der Schüler AUS eıner
Gruppe Von Fächern e1nes QqQuswaäahlen muß), endlich, da (3 Pflichtfächer ın
Ireiwillige Unterrichtsveranstaltungen, bisher Arbeitsgemeinschaften g_
nann(t, umgewandelt werden. Die urchführung dieser Auflockerung der
Oberstufe ist wiederum den einzelnen Ländern überlassen und WwIrd da-
her wieder sehr verschiedenartig gestaltet werden. Unseres 1ssens sind
AusIführungsbestimmungen bisher nu  — 1n Nordrhein-Westfalen«
In Bayern hatte man vorher schon eıne Auflockerung für das letzte Pri-
majahr vorgesehen;: dies so11l erst erprobt werden: die Zahl der Stunden
ist qauf 25 gesenkt In Nordrhein-Westfalen sollen beide Primen VON dıe-
Ser Auflockerung erfaßt und die Stundenzahl auf gesenkt werden.
Einwendungen werden natiurilı VOT allem NC jenen Fachlehrern kom-
mMen, deren Fächer unmehr wegiallen oder beschnitten werden. Ernste
Einwendungen richten siıch dagegen, daß 1m al und neusprachliıchen
Gymnasiıum die Naturwissenschalften als Pflichtfacher miıt der Oberse-
un auifhören, daß 1ın den beiden berklassen Physik, Chemie und
iologie ıcht. mehr Pflichtifächer SInd und höchstens dıie Möglic)  eit des
Wahlpfiı  tfaches verbleibt Allerseits, auch VO Verband der philo-
logen, WI1ırd dagegen eingewandt, daß der Junge Mensch ın einem er,
ın dem überhaupt erst nIfängt kritisch denken, VOoO  ®} einem wesent!-
liıchen 'Teil des eutigen Bildungsgutes abgeschnitten werde. eım matihe-
matısch-naturwissenschaftlichen Gymnasıum SC  1e  iıch erhebt sich der
Eınwand der Philologen, weil das Latein mi1t der Obersekunda endet,
nachdem CS erst mit der Quarta begonnen hat Juristisch soll Jetz: a1sS0O

eın fünifjähriges Lateinstudium als großes Latinum anerkannt WEe  —_

den, wobel unklar 1st, ob 1es auch bel der bschlußnote gilt Welche
Kenntnisse ın Latein sınd denn dann überhaupt noch gegeben? JEa man
haf miıt Recht efragt, Was denn, selbst venn das Latinum mit Note
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99 abgeschlossen worden 1SL, der Schüler WEe1 Jahre später eım A
ür VO seinem Lateıiın überhaupt och we1ıiß. Man ho dalß die West-
deutsche Rektorenkonfierenz sıch diesen Punkt wendet.
Was die Wahlpflichtfächer er hat sich ın Bayern, das schon
praktiziert wird, gezeigt, daß S1e VO Zwel Gruppen VO chulern gewählt
werden: einmal VO  $ jenen, d1e e1n Fach miıt echter 1eC pflegen un dar-
ın besondere Neigung und egabun en, andererselts VO  — jenen, die
bisher schlec abgeschnitten haben und Nu hoffen, auf dem Wege des
fireiwilligen Weitermachens die Abschlußnote In diesem Fach verbes-
ern., ımm INa sich T aber der ersten Gruppe, der Gutbegabten,

W as ja der 1nnn der C} ist dann ist die zweıte Gruppe rettungs-
10s verloren. Nimmt INa  ®} sich aber der wachen d dann sind die (zut-
egabten betrogen, weil ihnen das vorenthalten bleibt, was sS1e sıch EI-

en
Für uns verbindet sich mi1t dem Bestreben, die Oberstufe aufzulockern,
die ofinung, dalß wır qauf dem Wege des Wahlpflichtfaches oder der irei-
wıllıgen Arbeitsgemeinschai{it endlich auch die Philosophie ın unseren

Schulen einiühren können. Die Verhältnisse sind ıer freiliıch 1n den e1nN-
zeinen Ländern verschieden. In Nordrhein-Westfalen ist inzwischen die
Philosophie als Wahlpflichtfach 1Ur die Primen aller Schulen eingeführt
worden.
Die Direktoren der Ordensschulen en UrZhıe aui einer Tagung diese
siıch AaUuSs dem „Saarbrückener hmenpla  C ergebenden Yragen bespro-
chen Gerade die Einführung der Philosophie unseren Schulen soll
demnächst och einmal besonders durchgesprochen werden. Es 1st er
beabsichtigt, daß sich die Schulleiter un -leiterinnen der klösterlichen
Jungen- und Mädchenschulen emnächst treifen, die juristischen Fra-
BEN, die sich durch das Eeue Schulgesetz ergeben, besprechen. Die Di=
rektoren der Jungenschulen wollen sıch anschließend ber die beiden ın
der Oberstu{ife wichtigen Fächer Philosophie un staatspolitische Erzie-
hung aussprechen und Lehrpläne diesbezüglich festlegen. Die Chance muß
genutzt werden, welche sich durch die Auflockerung der berstufie füur
NnSsere wesentlichen Bildungsanliegen ergibt. Wenn Ina ın einem alt-
sprachlichen ymnasıum eine Konzentration Von Philosophie, Griechisch,
Lateın, Deutsch un elıigıon urchführt, ann mna  e eiıne Gesamtschau
bieten, welche dem jungen Menschen jene Festigung un arheı gibt,
weiche WI1Ir als katholische Pädagogen tür NnSsSere künitigen kademiker
wünschen.
Wenn INa die besprochenen FHragen überschaut, ist unschwer erken-
nNeN, daß die Ordensdirektoren-Vereinigung aus dem Leben UNSeTelr Or-
densschulen niıicht mehr wegzudenken ist Nur AdUus der Zusammenarbeit
aller Schulen ist für die einzelne Schule möglich, ihre nlıegen VOEr-

treten un ihre Bildungsaufgaben zeitgemäß durchzuführen
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